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Öffentliche Mitwirkung zum Entwurf des SIL-Objektblattes Flugplatz Dübendorf 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die IG Dreifachnutzung Flugplatzareal Dübendorf ist eine Vereinigung von Persönlichkeiten und Orga-

nisationen aus dem Wirtschaftraum Zürich, die sich für die Nutzung des Flugplatzareals als Militärflug-

basis und für Blaulichtorganisationen, für den Innovationspark und die zivile Aviatik einsetzt. Sie sucht 

das Verbindende und steht hinter dem vom Bundesrat verabschiedeten und vom Standortkanton un-

terstützten Konzept der künftigen Nutzung.  

Vor diesem Hintergrund erlauben wir uns, im Rahmen der Anhörung zur Auflage des SIL-Objektblattes 

unsere Meinung einzubringen.  

 

Allgemeine Feststellung und Einordnung 

Am Konzept, das Schlüsselgelände des Flugplatzes Dübendorf der militärisch- und zivilaviati-

schen Nutzung sowie für den Innovationspark zu erhalten, ist festzuhalten.  

Nach dem Konzept des Bundes soll das strategische Schlüsselgelände in Dübendorf für die militäravi-

atische Nutzung (inkl. Blaulichtorganisationen), die zivilaviatische Nutzung und für den Innovations-

park Zürich genutzt werden. An diesem Konzept zur dreifachen Nutzung soll unter allen Umständen 

festgehalten werden. Aus unserer Sicht ergibt diese Nutzung ein erhebliches Synergiepotenzial, das 

zugunsten des prosperierenden Wirtschaftsstandortes genutzt werden soll.  

 

Für den Wirtschaftskanton Zürich ist eine leistungsfähige und gut funktionierende Luftver-

kehrsinfrastruktur von zentraler Bedeutung. 

Der Erhalt und bevölkerungsverträgliche Ausbau der vorhanden Luftverkehrsinfrastruktur ist eine zent-

rale Aufgabe einer vorausschauenden Verkehrspolitik. Dabei ist auch auf die zunehmenden Mobili-

tätsbedürfnisse der Bevölkerung, vor allem aber auch die Direktanbindung für die Wirtschaft von zent-

raler Bedeutung. Der Bau neuer Flugplätze ist wegen fehlender Raumreserven mit sehr grossen 

Schwierigkeiten verbunden und realistischerweise kaum mehr möglich. Deshalb kommt der zivilen Mit-

benützung und Umnutzung militärischer Flugplätze eine strategische Bedeutung zu, um auch die zivile 

Luftfahrtinfrastruktur weiter zu entwickeln. 

http://www.ig-dreifachnutzung.ch/


 

Deshalb ist es die Aufgabe der Sachplanung des Bundes, die planerischen Voraussetzungen und da-

mit die Sicherung für eine Flugplatzinfrastruktur zu schaffen, welche der Nachfrage sowohl in Bezug 

auf die Qualität (Ausstattung und Betrieb des Flugplatzes) als auch Quantität (Kapazität) gerecht wird. 

Besondere Bedeutung kommt dabei Flugplätzen zu, an denen ein öffentliches Interesse besteht. Mit 

Blick auf die sich abzeichnenden Kapazitätsengpässe am Flughafen Zürich hat der Bundesrat im Be-

richt 2016 über die Luftfahrtpolitik der Schweiz («Lupo 2016») sowie in seinem Beschluss zur Drei-

fachnutzung des Flugplatzareals das grosse nationale und öffentliche Interesse an der Umnutzung 

des Flugplatzes Dübendorf erkannt.   

 

Die Geschäftsluftfahrt ist volkswirtschaftlich wichtig. Am Flughafen Zürich wird sie verdrängt. 

Die Sparte der Geschäftsluftfahrt (Business Aviation) bildet im Gesamtkontext zwar eine Nische, die 

generierte Wertschöpfung darf allerdings – gerade für den Wirtschaftsraum Zürich – nicht unterschätzt 

werden. Die im europäischen Vergleich hohe Bedeutung der Geschäftsluftfahrt in der Schweiz ist Aus-

druck der stark exportorientierten und global vernetzten Wirtschaft und des attraktiven Standorts für 

die Ansiedlung internationaler Unternehmen und Institutionen, welche auch ein wirtschaftliches Fun-

dament für die binnenmarktorientierten KMU bilden. Diesen Standortvorteil gilt es zu pflegen und zu 

sichern.  

Deshalb anerkennt auch der Regierungsrat des Kantons Zürich in seinem Beschluss vom 11. Januar 

2017, dass die Geschäftsluftfahrt für einen Wirtschaftsstandort mit der Ausstrahlung und den Ansprü-

chen Zürichs unverzichtbar ist. Der Landesflughafen in Zürich operiert in Spitzenzeiten an der Kapazi-

tätsgrenze; innerhalb der nächsten 10 bis 20 Jahren werden die Kapazitäten ausgeschöpft sein. Wir 

teilen die Ansicht des Regierungsrates, dass der Flugplatz Dübendorf die Chance bietet, die Bedürf-

nisse der bedeutsamen Geschäftsluftfahrt abzudecken, dadurch Arbeitsplätze im Kanton zu sichern 

und die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Zürich zu erhalten bzw. zu stärken. 

 

Für eine konsequente betriebliche Entflechtung gehört die Leicht- und Sportaviatik auf den 

Flugplatz Dübendorf. 

Die Konzession des Flughafens Zürich und der damit verbundene Zulassungszwang sowie die im Be-

triebskonzept vorgesehenen Priorisierung, verdrängt die Leicht- und Sportaviatik (General Aviation) 

zunehmend vom Landesflughafen. Aus einer übergeordneten Optik besteht am Überleben dieser 

Sparte jedoch ein grosses Interesse. Sie sichert schliesslich zu einem wesentlichen Teil die Ausbil-

dung des Nachwuchses im Cockpit des Linien- und Geschäftsluftverkehr. Dafür benötigt sie jedoch 

eine adäquate Infrastruktur. Die IG Dreifachnutzung fordert deshalb, dass der Betrieb der Leicht- und 

Sportaviatik ohne Einschränkungen auf dem Flugplatz Dübendorf zugelassen wird. Damit würde auch 

der gewünschten betrieblichen Entflechtung Rechnung getragen.  

 

Die Umnutzung des Militärflugplatzes Dübendorf muss privat finanziert werden. Zu diesem 

Zweck gilt es betriebswirtschaftlich tragbare Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Die Geschäftsluftfahrt ist nicht nur unverzichtbar für den prosperierenden Wirtschaftsraum Zürich, son-

dern sie wird auch dafür verantwortlich sein, dass die neue Infrastruktur auf dem Flugplatz Dübendorf 

refinanziert und anderen Flugsparten zugänglich gemacht werden kann. Deshalb ist die Ansiedlung 

der wertschöpfenden Geschäftsluftfahrt auf dem Flugplatz Dübendorf folgerichtig und unverzichtbar.    

Dazu ist allerdings eine bedarfsgerechte und allwettertaugliche Infrastruktur notwendig. Die Piste 

muss so konfiguriert sein, dass sie eine ausreichende Länge für Starts auch zu Langstrecken-Destina-

tionen aufweist, und der Flugplatz sollte für die internationale Klientel während sieben Tagen in der 

Woche entsprechend dem gesetzlichen Spielraum zwischen 06.00 – 22.00 Uhr zur Verfügung stehen. 



 

Die Verfügbarkeit – dazu gehören Pistenlänge und Betriebszeiten – bestimmt den Nutzen des Flug-

platzes. Damit die Entlastungsfunktion des Flugplatzes Dübendorf bei der Geschäftsluftfahrt im erwar-

teten Umfang stattfinden kann, sind betriebliche Einschränkungen oder andere Einschränkungen im 

Vergleich zum Flughafen Zürich zu vermeiden. 

Dem Hinweis des Regierungsrates des Kantons Zürich in seinem Beschluss vom 11. Januar 2017, 

dass jede Einschränkung der Business Aviation (z. B. durch kürzere Betriebszeiten, Beschränkung der 

Nutzer oder Minderung der Attraktivität) erfolgskritisch ist, gilt es unbedingt Beachtung zu schenken. 

 

Jede Einschränkung der Rahmenbedingungen erschwert es, die gewünschte Entflechtung um-

zusetzen und auch die Bedürfnisse anderer Flugsparten zu erfüllen. 

Die im Konzept des Bundes für den zivilen Flugplatz vorgesehenen Rahmenbedingungen schränken 

die angestrebte Entlastungsfunktion für den Flughafen Zürich von vornherein zu stark ein. Der Bund 

wird aufgefordert, die Rahmenbedingungen auf dem Flugplatz Dübendorf soweit zu lockern, dass die 

gewünschte und nötige Entflechtung im Sinne des Substanzerhalts und der weitsichtigen Planung 

vollständig gelingt und somit der Flugbetrieb des Landesflughafens entlastet werden kann.  

 

ANTRÄGE 

Schaffung günstiger Rahmenbedingungen 

Die Bereitstellung einer zuverlässigen und leistungsfähigen Luftfahrtinfrastruktur ist im Interesse des 

Wirtschaftskantons Zürich und des Bundes. Deshalb wird der Bund aufgefordert, günstige Rahmenbe-

dingungen für die aktuelle und künftige Entwicklung der Luftfahrtinfrastruktur zu schaffen. Es wird be-

antragt, dass im SIL-Objektblatt für den Flugplatz Dübendorf insbesondere folgende Rahmenbedin-

gungen für den zivilen Flugplatz verbessert werden: 

a) Erteilung einer unbefristeten Betriebsbewilligung 

Gemäss Art. 22 der Verordnung über die Infrastruktur der Luftfahrt (VIL) wird eine Betriebsbewilligung 

unbefristet erteilt, im Gegensatz zu einer Konzession (Art. 13 VIL). Die Betriebsbewilligung auf 30 

Jahre zu beschränken erachten wir als unzweckmässig für die langfristige Sicherung dieser Infrastruk-

tur.   

Antrag: Die Betriebsbewilligung ist unbefristet zu erteilen, die entsprechende Einschränkung ist zu 

streichen.  

b) Wesentliche Änderung einer bestehenden Anlage statt Neuanlage 

Dass die Anlage gemäss Erläuterungstext als neue ortsfeste Anlage nach Art. 7 LSV zu beurteilen ist, 

erachten wir als falsch. Es handelt sich nach unserer Auffassung um eine Umnutzung einer bestehen-

den militärischen Anlage. Beim Flugplatz Dübendorf handelt es sich um die älteste aviatische Infra-

struktur der Schweiz, die mehrere Epochen mit unterschiedlichen Nutzungsschwerpunkten und Betrei-

bern erlebt hat. Es handelt sich also nachweislich um eine bestehende Anlage, insbesondere was die 

Start- und Landebahn anbelangt. Nur diese ist neben dem geplanten Flottenmix für die Lärmkurve re-

levant.  

Antrag: Die lärmrechtliche Beurteilung hat nach Art. 8 und nicht nach Art. 7 LSV zu erfolgen. 

c) Lärmbonus für militärische Flüge 

Faktisch gilt für den militärischen Flugbetrieb – wie übrigens auch für die Blaulichtorganisationen – ein 

Zulassungszwang, ohne Einflussmöglichkeiten des Flugplatzhalters auf die Anzahl solcher Flugbewe-

gungen sowie auf lenkungswirksame Massnahmen. Mit dem vom Bund in seinen Beschlüssen zur 



 

Dreifachnutzung stipulierten nationalen und öffentlichen Interesse der Dreifachnutzung ist von einem 

beschränkten Zulassungszwang gemäss Art. 20 VIL auszugehen.  

Antrag: Die Pegelkorrektur (Lärmbonus) für die militärischen Flüge ist gemäss LSV Anhang 8 anzu-

wenden.  

d) Ausdehnung der Betriebszeiten 

Damit die Zielsetzung einer Entlastung des Landesflughafen Zürich von der Geschäftsfliegerei tat-

sächlich erreicht werden kann, ist neben der Pistenkonfiguration und der An- und Abflugverfahren die 

zeitliche Verfügbarkeit von entscheidender Bedeutung. Die zeitliche Verfügbarkeit (Betriebszeiten) 

sollte deshalb den gesetzlichen Spielraum vollständig ausschöpfen. Eine Schlechterstellung im Ver-

gleich zum Flughafen Zürich ist zu vermeiden und würde die Zielerreichung in Frage stellen.  

Antrag: Die Betriebszeit ist im gesetzlich zulässigen Rahmen (7 Tage pro Woche, 06.00 bis 22.00 Uhr) 

festzusetzen.  

e) Kein Ausschluss einer Stationierung von Helikoptern 

Die Zweckbestimmung des Flugplatzes wurde im SIL-Konzeptteil festgesetzt und vom Bundesrat am 

31. August 2016 genehmigt. Es ist nicht ersichtlich, weshalb der Wortlaut im SIL-Objektblatt-Entwurf 

geändert wird und die permanente Stationierung ziviler Helikopter ausgeklammert wird. Mit Blick auf 

den von der Schweiz. Rettungsfluggesellschaft, Rega, geplanten Unterhaltsbetrieb für Helikopter be-

antragen wir, diese Einschränkung zu streichen.  

Antrag: die permanente Stationierung von zivilen Helikoptern ist zuzulassen.  

f) Pragmatische Lösung für Sanierungsaufgaben des Grund- und Werkeigentümers  

Auf dem Flugplatz Dübendorf queren zwei eingedolte Fliessgewässer das Areal, die nach den Bestim-

mungen des Gewässerschutzgesetzes (GSchG) offen zu legen und zu revitalisieren sind. Diese Revi-

talisierungspflicht war offenbar weder Gegenstand der Ausschreibung noch war sie dem Bund als 

Grundeigentümerin bekannt. Die Ausarbeitung von zwei Wasserbauprojekten wurden der zivilen Flug-

platzhalterin zusätzlich auferlegt, und sie sollen als Bestandteil der Umnutzung vom Bund genehmigt 

werden. Im Weiteren genügt die Pistenentwässerung nicht den Anforderungen des Gewässerschutzes 

und muss saniert werden.  

Diese Aufgaben und der unzureichende Hochwasserschutz sind Themen, die ungeachtet der Umnut-

zung von den zuständigen Behörden anzugehen sind. Die einseitige Übertragung der Kosten vom 

Grund- und Werkeigentümer auf den künftigen Nutzer erachten wir als unzulässig und erwarten dies-

bezüglich pragmatische Lösungs- und Finanzierungsvorschläge.  

 

Wir bedanken uns im Voraus für die Berücksichtigung der in dieser Stellungnahme formulierten Über-

legungen und den daraus resultierenden Anträgen.  

 

Freundliche Grüsse 

IG Dreifachnutzung 

 

 

Max Binder, Präsident Martin Arnold, Geschäftsführer  


